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M 23. Marienwerder, den 7ten Juni 1839. 


. ͤm ̃ — tu. ˙¹m⅜' dn! 


Das 14te Stick der Geſetz-Sammlung enthaͤlt 


Mo. 2014. Die Allerhöchſte Kabinets-Ordre vom 13ten April c. über die 
Vexleihung der revidirten Staͤdte-Ordnung an die Stadt Cremmen. 
No. 2012. Das Geſetz wegen Aufhebung einiger im Jurisdictions⸗ Bezirke 


des Stadtgerichts zu Breslau geltenden beſondern Rechte, vom 
11ten Mai &. 


No. 2013. Die Verordnung fiber das Verfahren bei Subhaſtation Pommer— 
ſcher Lehnguͤter, vom 11ten Mai <. 

No. 2014. Die Allerhoͤchſte Kabiners Ordre vom 20ſten Mai c., betreffend 
die Konvertirung der Pfandbriefe des Schleſiſchen Kreditſyſtems. 


Verordnung, 
den Berkehr auf den Kunſt-Straßen betreffend. 

j. Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ıc. haben für nörhig erachtet, den Nachtheilen, welche die bisher 
verſtattete Willkür Hinfichtlich der Belaſtung und Einrichtung der Fuhrwerke 
ſowohl ſuͤr die Unterhaltung der Kunſtſtraßen, als für den Verkehr auf dens 
ſelben mit ſich bringt, durch geeignete Vorſchriften zu begegnen. Zu dieſem 
Behuf verordnen Wir nach dem Antrage Unferes Staats Miniſteriums wie folgt: 

Beim Befahren aller zufammenhängenden Kunſtſtraßen ſoll an allem ger 
werbsmäßig betriebenen Frachtfuhrwerk, ſowohl dem zwei- als dem vierraͤdrigen 
ohne Unterſchied der Beſpannung, der Beſchlag der Radfelgen (d. h. der auf 
die Felgen gelegte Metallreifen) eine Breite von mindeſtens vier Zoll haben. 

Auf welche Kunſtſtraßen dieſe Vorſchrift Anwendung findet, wird durch be 
ſondere Bekanntmachungen Unferes Finanz Miniſters näher beſtimmt werden. 

2 3 


Die Ladung der gewerbsmäßig betriebenen Frachtfukrwerfe darf auf allen 
Kunſtſtraßen ohne Unterſchied, bei einer Felgenbreite von weniger als fünf 
Zoll an Gewicht nicht mehr betragen, als: 
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in der Zeit vom 15. Novbr. in der Zeit vom 15. April 
bis 15. April bis 15. Norbr. 
a, bei vierraͤdrigem Fuhrwerk 60 Centner 80 Centner 
b, bei zweiraͤdrigem Fuhrwerk 2 Centner 40 Centner. 
43 


Bei einer groͤßern Felgenbreite iſt ein ſtaͤrkeres, als das oben (8. 2.) 
beſtimmte Gewicht der Ladung in ſo weit erlaubt, daß bei einer Felgenbreite 
von fuͤnf, jedoch unter ſechs Joll: 

in der Zeit vom 15. Novbr. in der Zeit vom 15. April 


bis 15. April bis 15. Novbr. 
a, bei vierrädrigem Fuhrwerk 80 Centner 100 Centner 
b, bei zweiraͤdrigem Fuhrwerk 40 Centner 50 Centner, 


bei einer Felgenbreite von ſechs Zoll: 
in der Zeit vom 15. Novbr. in der Zeit vom 15. April 


bis 15. April bis 15. Novbr. 
a, bei vierrädrigem Fuhrwerk 100 Centner 120 Centner 
b, bei zweiraͤdrigem Fuhrwerk 50 Centner 60 Cen tner 


hoͤchſtens geladen werden duͤrfen. f 

Eine ſtaͤrkere Belaſtung iſt auch bei Anwendung noch breiterer Felgen 
nicht geſtattet. Eine Ausnahme hiervon tritt jedoch daun ein, wenn die Pas 
dung aus einer untheilbaren Laſt (7. B. großen Bauſteinen) von groͤßerem 
Gewicht beſteht, in welchem Falle auch eine groͤßere Felgenbreite als ſechs 
Zoll nicht erforderlich iſt. 3 

„ 4. 

Jeder Fuͤhrer eines gewerbsmäßig betriebenen Frachtfuhrwerks, welches 
eine Kunſtſtraße befaͤhrt, iſt verpflichtet, den mit der Kontrolle beauftragten 
Beamten (5. 14.) auf Erfordern das Gewicht der Ladung, unter Vorzeigung 
der Frachtbriefe und ſonſtigen darüber ſprechenden Papiere, anzugeben. Auch 
muß derſelbe, wenn das Fuhrwerk von einem Spedi eur oder Schaffner bes 
frachtet worden, mit einem Ladeſchein von Seiten des Letztern verſehen fein, 
woraus das Gewicht der Ladung im Ganzen ſich ergiebt. 

Wenn die Angabe der Große der Ladung oder die Vorzeigung der dar⸗ 
über ſprechenden Papiere verweigert wird, imgleichen wenn der Fuͤhrer nicht 
mit dem oben vorgeſchriebenen Ladeſchein verfehen iſt, iſt derſelbe verpflichtet, 
einer ſpeziellen Ermittelung der Größe der Ladung auf feine alleinige Gefahr 
und Koſten ſich zu unterwerfen. 

9. 5. 

Im Falle dringenden Verdachts, daß, der Angabe des Führers (§. 4.) 

ungeachtet, das Fuhrwerk mit einer größeren Ladung, als nach den Werks 


3 167 IC 


mungen der $$. 2. 3. zuläßig iſt, verſehen ſei, bleibt die ſpezielle Ermittelung 
der Größe der Ladung vorbehalten. Die damit verbundenen Koſten und 
Auslagen fallen, wenn ſich ergiebt, daß die Ladung das angegebene Maaß 
wirklich uͤberſchreitet, dem Fuͤhrer zur Laſt; im entgegengeſetzten Falle werden 
dieſelben von der Chauſſee-Verwaltung getragen. Auch ſollen die vorge⸗ 
dachten Koften und Auslagen dann von der letzteren uͤbernommen werden, 
wenn zwar die Ueberſchreitung der in den §5. 2. 3. für die Ladung vorge: 
ſchriebenen Gewichtsſuͤtze ermittelt iſt, jedoch der Nachweis geſuͤhrt wird, daß 
das Geſammtgewicht des Wagens und der Ladung zuſammen nicht groͤßer 
ſei, als nach der Beſtimmung des folgenden $. 6. ſich als zulaͤſſig ergiebt. 
6. 6. 

Wo geeignete Anſtalten vorhanden ſind, um das Geſammtgewicht des 
Wagens und der Ladung zuſammen zu ermitteln, muß der Fuͤhrer einer ſolchen 
Ermittelung ſich unterwerfen. Es ſind dabei auf das Gewicht des Wagens 
einſchließlich allen Zubehoͤrs, als: Leinewand, Stroh, Ketten, Winden u. ſ. w. 

a, bei vierrädrigem Fuhrwerk bei einer Felgenbreite unter fuͤnf Zoll 40 Centn. 

von fünf Zoll, jedoch unter ſechs Zoll 45 ⸗ 
von ſechs Zoll und daruͤber rr 50 

b, bei zweirädrigem Fuhrwerk die Hälfte dieſer Saͤtze 
zu rechnen, dergeſtalt, daß das Geſammtgewicht des Wagens und der Ladung 
zuſammen nicht mehr betragen darf, als ſich bei Hinzurechnung der vorbe— 
ſtimmten Saͤtze zu den oben (J. 2. 3.) für die Ladung allein vorgeſchriebenen 
Gewichtsſaͤtzen ergiebt. ' 

9 

Beim Verfahren von Stein- oder Braunkohlen und von Getreide ſoll 
auch dasjenige Fuhrwerk, welches nicht zu dem gewerbsmaͤßig betriebenen 
Frachtfuhrwerk gehört, auf allen Kunſiſtraßen ohne Unterſchied mit wenigſtens 
vier Zoll breiten Radfelgen verſehen ſein, ſobald die Ladung 

a, bei vierrädrigem Fuhrwerk N 50 Pntner 

b, bei zweiraͤdrigem Fuhrwerk mehr als . 25 Centner 
betragt; es ſoll aber in dieſer Hinſicht eine Getreideladung von 22 oder 14 
Wispeln niemals hoͤher als zu 50 oder 25 Centnern gerechnet werden. 

Die obige Beſtimmung findet jedoch auf das landwirthſchaftliche Fubr⸗ 
werk aus benachbarten Staaten, in denen dergleichen Vorſchriften nicht be; 
ſtehen, beim Verkehr innerhab 3 Meilen von der Grenze nicht Anwendung. 


Die Große der Ladung iſt, wenn an dem 6. 7. gedachten Fuhrwerk die 


Radfelgen unter 4 Zoll breit ſind, auf Verlangen nach Centern oder, nach 
Scheffeln, und zwar, falls die Ladung in Kohlen beſteht, unter Vorzeigung 
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des Ladeſcheins, mit welchem der Fuͤhrer bei der Grube oder Niederlage 
ſich verfehen muß, von dem Fuͤhrer anzugeben, widrigenfalls auf ſeine Gefahr 
und Koſten eine ſpezielle Ermittelung der Groͤße der Ladung veranlaßt wer⸗ 
den kann. 8 
Eine gleiche Ermittelung bleibt im Falle dringenden Verdachts, daß die 
Ladung der Angabe ungeachtet, das im §. 7. vorgeſchriebene Maaß übers 
ſchreite, vorbehalten. Die damit verbundenen Koften und Auslagen ſind, 
wenn die Ueberſchreitung feſtgeſtellt wird, von dem Fuͤhrer, fonft aber von der 
Chauſſee⸗Verwaltung zu tragen. 
4 g. 9. 
Auf allen Kunſtſtraßen ohne Unterſchied darf mit keinem Fuhrwerk ge⸗ 
fahren werden, an deſſen Radfelgen 
1) die Köpfe der Radnagel, Stifte oder Schrauben nicht eingelaſſen ſind, 
ſondern vorſtehen, oder 
2) der Beſchlag ſo konſtruirt iſt, daß er keine gerade Oberfläche bildet. 
Das letztere Verbot (zu 2) findet jedoch auf ſolche Radbeſchlaͤge nicht 


Anwendung, welche bloß in Folge der Abnutzung eine gewölbte Oberfläche 
angenommen haben. 0 
d v 


Es darf auf keiner Kunſtſtraße mit einer mehr als neun Fuß breiten 
Ladung gefahren werden, und tritt die abweichende Beſtimmung zu dem 
Chauſſee⸗Geld-Tarif vom 28ſten April 1828 außer Kraft. 

Die Zugtbiere an den auf den Kunſtſtraßen fahrenden Fuhrwerken dürs 
fen nicht mit ſolchen Hufeiſen verfeben fein, deren Stollen mehr als zwei 
Drittel Zoll über die Hufeiſenflaͤche hervorragen. 

. 1. 
Das Spurhalten auf den Kunſtſtraßen wird hierdurch unterſagt. 
5 3. 

Die Beſtimmungen der §§. 1. bis 9. treten mit dem 1ſten Januar 1840 
und diejenigen der H. 10. und 11. mit dem 1ſten Juli 1839 in Kraft; das 
Verbot des 5. 12. aber kommt ſofort zur Ausführung. 

$, 44. f 

Auf die Beobachtung der obigen Vorſchriften haben die Zoll- und Steuer, 
Beamten bei Gelegenheit ihrer Amtsverrichtungen, ferner die Wegegeld Ein⸗ 
nehmer und Wegegeld+ Pächter, die Wegeaufſeher und Wärter, imgleichen 
die Polizeibeamten und Gensd'armen, insbeſondere durch Reviſion bei den 
Ausſpannungen und Gaſthoͤfen, wo die Fuhrleute zu verkehren pflegen, ſtrenge 
zu wachen, auch ſteht den Forſtbeamten die Aufſicht darüber zu. Es ſoll jedoch 
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das Perſonenfuhrwerk während des Fahrens nicht zu dem Zweck angehalten 
werden, um die Beobachtung der Vorſchriften der $$. 9. bis 11. zu unterſuchen. 


. f g 

Jede Uebertretung der Vorſchriften der §9. 1. 2. 3. 6. 7. 9 10. 11. 
iſt mit einer Strafe von Zehn Thalern polizeilich zu beſtrafen. Falls es ſich 
don Ueberſchreitung der in den $$. 2. 3. für die Ladung vorgeſchriebenen 
Gewichtsſaͤtze handelt, ſoll jedoch eine Beſtrafung nicht eintreten, wenn der 
Machweis geführt wird, daß das Geſammtgewicht des Wagens und der La⸗ 
dung zuſammen nicht größer fei, als nach den Beſtimmungen des $. 6. ſich 
als zuläßig ergiebt. 

Mit dem wegen Uebertretung der obigen Vorſchriften (86. 1. 2. 3. 6. 
7. 9. 10. 11.) angehaltenen Fuhrwerk darf ſodann die Reiſe nur bis zur 
nächſten in der Richtung derſelben gelegenen Stadt fortgeſetzt werden, ohne 
daß die noͤthige Aenderung bewerkſtelligt wird, widrigenfalls die vorgeſchriebene 
Strafe von Neuem eintritt. Es iſt jedoch bei Uebertretung der Vorſchriften 
des 56. 1. und des 6. 9. dem ausländiſchen Fuhrwerk das Umkehren und 
Zurückfahren auf demſelben Wege, woher das Fuhrwerk gekommen iſt, ohne 
vorgaͤngige Aenderung zu geſtatten. 

$. 16. 

Wenn die in Gemaßbeit der §§. 4. und 8. erforderte Angabe der Groͤße 
der Ladung oder die Vorzeigung der daruͤber ſprechenden Papiere verweigert 
wird, imgleichen wenn der Führer nicht mit dem dafelbſt vorgeſchriebenen 
Ladeſchein verſehen iſt, fol, außer der nach §§. 4. 8. vorbehaltenen ſpeziellen 
Ermittelung der Groͤße der Ladung auf alleinige Gefahr und Koſten des 
Fuͤhrers jederzeit eine Ordnungsſtrafe von Einem Thaler eintreten. 

2 N 

Die Uebertretung des 5. 12. ſoll mit einer Strafe von einem halben 

Thaler polizeilich beſtraft werden. 

§9. 18. 
Die in den 56. 15. bis 17. beſtimmten Strafen koͤnnen ſowohl gegen 
den Führer des Fuhrwerks, als gegen den Eigenthuͤmer deſſelben, und insbe 
ſondere in das Fuhrwerk ſelbſt fofort vollſtreckt werden. 

§9. 19. 

Die Ausſtellung unrichtiger Ladeſcheine äber die Groͤße der don den 
Frachtfuhrwerken (§. 4.) oder den Koblenfuhrwerken (§. 8.) eingenommenen 
Ladungen, iſt, ſofern damit kein haͤrter zu beſtrafendes Vergehen verbunden 
Mi, mit einer Strafe von Einem Thaler bis Zehn Thalern polizeilich zu ahnden. 
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. 20. { 
Von allen wirklich eingezogenen Strafen foll den angebenden Beamten 
($. 14.) die Hälfte als Denunzianten-Antheil zukommen. a 
Die gegenwartige Verordnung, welche ſogleich und außerdem im Laufe 
dieſes Jahres dreimal durch die Amts- und Intelligenz⸗ Blätter bekannt zu 
machen it, fol in dem ganzen Umfang Unſerer Monarchie, mit vorläufiger 
Ausnahme der Kreiſe Wetzlar, Erfurt, Schleuſingen und Ziegenruͤck, An⸗ 
wendung finden. 


Gegeben Berlin, den 17ten Maͤrz 1839. 


(L 88 ) Friedrich Wilhelm. 
Bde . Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
Frh. v. Altenstein. v. Kamptz. Muier. v. Rochew. 


v. Nagler. v. Ladenberg. Graf v. Alvensleben. 
Frh. v. Werther. V. Rauch. 


In Bezug auf die vorſtehende Verordnung wird bemerkt, daß die im 
6. 1. vorbehaltene Bekanntmachung derjenigen Kunſtſtraßen, auf welchen der 
Felgenbeſchlag des Frachtfuhrwerks mindeſtens die Breite von vier Zoll ha⸗ 
ben ſoll, ſpaͤter ergehen wird, zugleich werden aber auch die Behoͤrden und 
das Publikum auf Grund des 9. 13. der Verordnung darauf bingewieſen, 
daß die Vorſchriften des §. 10., wonach auf keiner Kunſiſtraße mit einer 
mehr als neun Fuß breiten Ladung gefahren werden darf und des $. 11. wo: 
nach die Stollen der Huſeiſen der auf Kunſtſtraßen gebrauchten Zugthiere 
hoͤchſtens zwei Drittel Zoll über die Hufeiſenflaͤche hervorragen duͤrfen, ſchon 
mit dem 1ſten Juli d. J. in Kraft tritt, das im 5. 12, enthaftene 
Verbot des Spurhaltens dagegen ſofort zur Aus führung kommt. 


Die im F. 14. der Verordnung bezeichneten Beamten unſeres Reſſorts 
werden hiedurch noch ausdruͤcklich verpflichtet, auf die Befolgung der vor— 
fieenden Verordnung, für deren Bekanntmachung an alle Gemeinden welche 
die vorhandenen Kunſtſtraßen zu benutzen pflegen noch beſonders Sorge zu 
tragen iſt, mit Aufmerkſamkeit und Strenge zu wachen, zu welchem Behufe 
namentlich auch die Gensd'armen und ausuͤbenden Polizei- Beamten mit 
Inſtruktion daruͤber zu verſehen ſind. f 

Marienwerder, den 29ſten April 1839. * 

Koͤnigliche Preußiſche Regierung. 5 
Abtheilung des Innern. Lan 
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2 Verorduungen und Bekanntmachungen. 


11. Das Schulzen⸗Siegel zu Powalken Conitzer Kreiſes, mit der Bezeich⸗ 
nung Schulzen-Amt Powalken verſehen, iſt entwendet worden und wird 
daher hiermit für ungültig erklärt. 

Marienwerder, den 31ſten Mai 1839. 
Koͤnigliche Preußiſche Regierung. 
N Abtheilung des Innern. m 


III. In Groddeck, Dworzisko und Przyſiersk, Schwetzer Kreiſes, iſt die 
Raͤude unter der Schaafen ausgebrochen und deshalb dieſe Ortſchaften fuͤr 
den Verkehr mit Schaafen, Wolle, Fellen und Rauchfutter geſperrt worden. 
Marienwerder, den 21ſten Mai 1839. 
Koͤnigliche Preußiſche Regierung. 
Abtheilung des Innern. 


IV. Wegen der an der zweiten und dritten Schleuſe des hieſigen Schiffahrts⸗ 
Kanals auszufuͤhrenden dringenden Reparaturen wird der Kanal von der 
ſechsſten Schleuſe ab bis zur Brahe, vom 20ſten Juli c. ab auf etwa drei 
Monate für die Schiffahrt geſperrt fein. Der feſte Zeitpunkt der Wieder 
eroͤffnung wird ſpaͤterhin bekannt gemacht werden. Zu dem Transport der 
nothwendig auf der Axe zu befoͤrdernden Gegenſtaͤnde, dient der Weg von 
der ſechsſten Schleuſe nach der Chauſſee und von dieſer bis Bromberg. 

Bromberg, den 17ten Maͤrz 1839. 
Koͤnigliche Preußiſche Regierung. 
Abtheilung des Innern. 


V. Nach Abſchnitt 5. der Allerhoͤchſten Kabinets- Ordre vom 20ſten März 
1828 — Geſetz⸗Sammlung No. 5. für 1828 — die Beſteuerung des im 
kändiſchen Tabacks betreffend, iſt jeder Inhaber einer mit Taback bepſtanzten 
Geundflaͤche von ſechs und mehr Quadrat⸗Ruthen verpflichtet, vor Ablauf 
des Monats Juli der Steuer⸗Behoͤrde die bepflanzten Grundflächen einzeln, 
nach ihrer Lage und Größe, in Morgen und Quadrat: Ruiben Preußiſch — 
worunter jedech kulmiſches Maaß nicht zu verſtehen iſt — genau und wahr 
haft, ſchriſtlich oder mündlich anzugeben, indem ſonſt die im 7ten Abſchnitt 
geordnete Strafe der Steuer⸗Defraudation verwirkt fein ſoll. 
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Da die Zeit zur Abgabe dieſer Deklaration herannaßt, fo mache ich 
alle diejenigen, welche in dieſem Jahre Taback gepflanzt haben, auf diefe Be: 
ſtimmung aufmerkſam, und empfehle denſelben, ſich uͤber die Groͤße des mit 
Taback bepflanzten Landes, woruͤber fle ſchriftlich oder mündlich bei der Steuer⸗ 
Behörde ihres Bezirks Deklarationen abzugeben haben, gehörig zu unterrich⸗ 
ten, und ſich davon zu vergewiſſern, um ſich nicht der Gefahr ausgefege zu 
ſeben, wegen Unrichtigkeit ihrer Deklaration, deren Reviſion durch die Steuer 
Beamten erfolgen muß, in Anſpruch genommen und zur Strafe gezogen zu 
werden, zumal die Entſchuldigungen wegen etwaniger unrichtiger Deklaration 
oder deren Verfpätung, ganz unberückfichtigt bleiben muͤſſen. 

Danzig, den 22ſten Mai 1839. 

Der Geheime Ober-Finanz⸗Rath und Provinzial⸗Steuer⸗ 
Direktor. 
Mauve. 


Sicherheits- Polizei. 
VI Der in dem Amtsdorfe Brakau wegen nicht gehoͤrig nachgewieſener Le⸗ 
gitimation arretirte und unterm 15ten v. Mts. mittelſt beſchraͤnkter auf 14 
Tage gültiger Reiſeroute nach ſeiner angeblichen Heimath Danzig gewieſene 
Junge Jacob Schulz, iſt nach einer Benachrichtigung des daſigen Polizei 
Direktoriums, in Danzig gar nicht einheimiſch, und deshald auch bis jetzt 
nicht dort eingetroffen. 

Es werden demgemaͤß ſaͤmmtliche Polizei- Behoͤrden dienſtergebenſt er⸗ 
ſucht, auf den ꝛc. Schulz vigiliren und ihn im Betretungsfalle, nach vorher 
gegangener Feſtſtellung ſeines wirklichen Heimathsortes, an denſelben zu weiſen, 

Marienwerder, den 27ſten Mai 1839. 

Koͤnigl. Domainen Rent Amt, 


vo. Die bei den am öten d. Mes. abgehaltenen Landes Viſitationen wegen 
Mangels an Legitimation arretirten Johann Buchholzſchen Eheleute find mie 
telſt einer auf 24 Stunden guͤltigen Reiſeroute nach ihrer angeblichen Hei⸗ 
math, Vorwerk Rehhoff, Rent: Amts Stuhm, bingewieſen worden, da ſte 
nicht verdächtig ſchienen, nach der Benachrichtigung des Königl. Domainen⸗ 
Rent; Amts Stuhm dort jedoch bis jetzt nicht eingetroffen, uͤberhaupt dort 
gar nicht wohnhaft, 


Saͤmmtkiche 
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Sämtliche Pollzei⸗Behoͤrden werden deshalb dienſtergebeuſt er ſudhx. 
auf die ein vagabondirendes Leben führenden Buchholzſchen Eheleute vigiliren 


zu laſſen und ſie im Betretungsfalle an ihren wirklichen Heimathsort zu weiſen. 
Marienwerder, den 27 ſten Mai 1839. 


Koͤnigl. Domainen: Rent: Amt. 


vIII. Der bier wegen Mangel an Legitimation angehaltene, nach ſeiner Hei⸗ 
math Bojanitze Kreis Gneſen gewieſene Schmiedegeſell Woytek Majewski, iſt 
dort nicht angekommen. 

Saͤmmtliche Militair- und Civil⸗Behoͤrden erſuchen wir daher dienſi⸗ 


ergebeuft auf den ie. Majewski gefaͤlligſt vigiliren zu laſſen und im Betrer 
tungsfalle ihn nach feiner Heimath zu weiſen. 
Thorn, den 21ſten Mai 1839. 


Der Magiſtrat. 


IX. Im Monat November v. J. bat ſich ein circa acht Jahr alter unten 
näher ſignaliſirter Knabe, nur der polnifchen Sprache maͤchtig, in adlich Dom⸗ 
bromfen eingefunden, welcher nach ſeiner Aus ſage Michael Stanislaus heißt; 
ſein Vater ſoll in Oſtrowitt bei Neumark wohnen und Zimmermann ſein. 

Nach den angeſtellten Nachfragen iſt der Aufenthalt der Eltern deſſelben 
aber nicht zu ermitteln geweſen, und es werden daher die unbekannten Eltern 
oder Verwandten des Knaben Michael Stanislaus hiermit aufgefordert, Be⸗ 
hufs Empfangnahme deſſelben innerhalb 4 Wochen vom Tage des Erſchei⸗ 
nens dieſer Aufforderung in den öffentlichen Blattern, ſich bier zu melden, 
midrigenfalls und wenn ſolches von den resp, Angehoͤrigen nicht geſchehen 
ſollte, die Verpflegung und Erziehung deſſelben vorbehaltlich des Anſpruches 
auf Erſtattung der Koſten geſchehen wird. 

Graudenz, den 2ten Mai 1839. 


Der Landrath. 


Signalement: 

Große — 3 Fuß 4 Zoll, Haare — hellblond, Stirn — boch, Augen⸗ 
braunen — weiß, Augen — grau, Naſe — ſtumpf, Mund — gewohnlich, 
Zähne — vollzaͤblich, Kinn — rund, Geſichtsfarbe — geſund, Geſtalt — 
unterſetzt, klein, Sprache — polniſch. Beſondere Kennzeichen — keitze. 


x 174 ) 


Bekleidung: 


Eine blaue zerriſſene Tuchjacke, eben ſolche weißleinene Hoſen, eine hlaug 
Tuchmuͤtze und ohne Fußbedeckung. | 


Pertenal⸗ X. Dem bisherigen Oberlehrer Dr. Franz Brüggemann am Köuigt. 
Cbronit der Oymnaſtum zu Arnsberg, iſt die Direktorſtelle am Koͤnigl. Gymnaſium zu 
bffentlichen Conitz verliehen. > z 


Behörden. ? 
= Der bisherige interimiſtiſche Domainen-Rentbeamte Hlppke zu Gollub 
iſt zum Domainen:Rentmeifter des Domainen-Rent- Amts gleiches Namens, 
und der Civil Supernumerarius Stelter zum Aktuarius und Kontrolleur 
des mit der Kreis Kaſſe combinirten Domainen : Rent; Amts Stuhm er⸗ 
nannt worden. N 


Nach einer Benachrichtigung des Herrn General⸗Poſtmeiſters Exrellenz 
ift an die Stelle des Poſt-Inſpektors Hagemann der bereits ſeit einiger 
Zeit mit den Inſpektions⸗Geſchüſten deſſelben proviſoriſch beauftragte Pofle 
Sekretair Spangler vom 1ften April d. J. ab deſinitio als Poſt⸗Inſpektor 
der Provinz Preußen ernannt worden. 


(Hierzu der öffentliche Anzeiger Nro. 23.) 


